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Die Entstehung des Staates als Vorgang
der Säkularisation

A Es gehört für unsere Generation zum gesicherten Bestand des
,/fl, wissenschaftlichen Bewußtseins, daß der Begriff Staat. kein

\.) Allgemeinbegriff ist, sondern zur Bezeichnung und Beschrei­
bung einer politischen Ordnungsform dient, die.in Europa

'2.' vom 13· bis zum Ende des 18., teils Anfang des 19· Jahrhun-
, derts aus spezifischen Voraussetzungen und Antrieben der

europäischen Geschichte entstanden ist und sich seither, ge­
wissermaßen abgelöst von ihren konkreten Entstehungsbedin­
gungen, über die gesamte zivilisierte Welt verbreitet. Vom
>Staat der Hellenen<, dem >Staat des Mittelalters<, dem >Staat
der Inkas< oder vom >Staat< bei Plato, Aristoteles und Thomas

\ von Aquin zu sprechen, wie es die Gelehrtengenerationen des
19. Jahrhunderts mit Selbstverständlichkeit und Selbstbe-

_. wußtsein taten, ist heute nicht mehr möglich. Wir wissen, vor
allem seit dem epochemachenden Buch »Land und Herr­
schaft" von Otto Brunner, 1 wie sich der Staat langsam aus den
ganz un-staatlich strukturierten Herrschaftsbeziehungen und
-ordnungen des Mittelalters herausgebildet hat; wie über die
Stufen der Landesherrschaft, einem im Landesherrn zusam­
menlaufenden, territorial noch unabgeschlossenen Gefüge
verschiedener Herrschaftssphären,1 dann der Landeshoheit als
der wesentlich territorial bestimmten, die verschiedenen Herr­
schaftstitel zusammenfassenden und überhöhenden hoheitli­
chen Herrschaftsgewalt des Fürsten im Lande (jus territorii),J
schließlich - im aufgeklärten Absolutismus, in der Französi­
schen Revolution und danach - die einheitliche, nach außen
souveräne, nach innen höchste und dem hergebrachten
Rechtszustand überlegene, in ihrer Zuständigkeit potentiell
allumfassende Staatsgewalt entstand und ihr gegenüber die
herrschaftlich-politisch eingeebnete Gesellschaft der (rechts­
gleichen) Untertanen- bzw. Staatsbürger.

J Dies ~st die verfassungsgeschichtliche Seite der Entstehung
des Staates. Sie ist jedoch nur eine Seite des geschichtlichen
Vorganges. Daneben steht, nicht weniger bedeutsam, die an­
dere Seite: die Ablösung der politischen Ordnung als solcher
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von ihrer geistlich-religiösen Bestimmung und Durchfor- 4:
mung, ihre >Verweltlichung< im Sinne des Heraustretens aus
einer vorgegebenen religiös-politischen Einheitswelt zu eige­
ner, weltlich konzipierter (>politischer<) Zielsetzung und Legi­
timation> schließlich die Trennung der politischen Ordnung
von der christlichen Religion und jeder bestimmten Religion
als ihrer Grundlage und ihrem Ferment. Auch diese Entwick­
lung gehört zur Entstehung des Staates. Ohne diese Seite des
Vorgangs läßt sich der Staat, wie er geworden ist und sich uns
heute darstellt, nicht verstehen und lassen sich die fundamen­
talen politischen Ordnungsprobleme, die sich im Staat der
Gegenwart stellen, nicht begreifen.

Es ist gebräuchlich, einen Vorgang, wie er sich hier vollzogen
hat, Säkularisation zu nennen. Das kann geschehen und ist
zutreffend, wenn man sich dabei von den vielfältigen ideenpo­
li tischen Assoziationen, die sich mit dem Begriff Säkularisa­
tion verbinden, freihält und ihn in seinem ursprünglichen,
gegenüber Rechtmäßigkeit oder Unrechtmäßigkeit, Legitimi-
tät oder Illegitimität offenen Bedeutungssinn versteht. 4 In
diesem Sinn heißt Säkularisation schlicht »der Entzug oder die
Entlassung einer Sache, eines Territoriums oder einer Institu­
tion aus kirchlich-geistlicher Observanz und Herrschaft".l

1.

Spricht man von Säkularisation im Zusammenhang mit der
Entstehung des Staates, so denkt man meist an die sogenannte
Neutralitätserklärung gegenüber der Frage der religiösen
Wahrheit, die von vielen Staatsmännern und politischen Den­
kern ausgesprochen und vollzogen wurde, um angesichts der
nicht endenwollenden konfessionellen Bürgerkriege, die Eu­
rapa im 16. und 17. Jahrhundert erschütterten, eine neue
Grundlage und Allgemeinheit der politischen Ordnung jen­
seits und unabhängig von der oder einer bestimmten Religion
zu finden. Am prägnantesten kommt diese Neutralitätserklä­
rung, der Wirklichkeit der Zeit vorauseilend, in den Worten
des Kanzlers des Königs von Frankreich, Michel de L'Hopi-
tal, zum Ausdruck, die dieser im Conseil des Königs am I
Vorabend der Hugenottenkriege, 1562, aussprach: Nicht dar- {,
auf komme es an, welches die wahre Religion sei, sondern wie
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man beisammen leben könne. 6 Aber die darin erklärte Heraus­
nahme der Politik aus einer vorgegebenen religiösen Einbin­
dung und Zielausrichtung, die die Grundlage für die stufen­
weise Gewährung bürgerlicher Toleranz und die staatliche
Anerkennung der Bekenntnisfreiheit als des ersten Grund­
rechts der Bürger darstellte, war nicht der Anfang jenes Vor­
gangs der Säkularisation, sondern nur eine Etappe innerhalb
desselben. Die prinzipielle Säkularisation, die jene Trennung
von Religion und Politik, wie sie L'Hopital aussprach, erst
ermöglichte und sie zugleich in eine historische Kontinuität
hineinstellte, liegt dem weit voraus. Sie muß im Investitur­
streit (1057-1I 22) gesucht werden, jener von päpstlicher wie·
von kaiserlicher Seite mit äußerster Entschiedenheit geführten
geistig-politischen Auseinandersetzung um die Ordnungs­
form der abendländischen Christenheit. In ihr wurde die alte
religiös-politische Einheitswe1t des orbis chrisiianus in ihren
Fundamenten erschüttert und die Unterscheidung und Tren­
nung von >geistlich< und >weltlich<, seither ein Grundthema
der europäischen Geschichte, geboren'?

Welche Bedeutung dem Investiturstreit als Säkularisations­
vorgang zukommt, zeigt sich voll erst von der Einheit der res
publica christiana aus, die durch ihn aufgelöst und aufge­
sprengt wurde. Diese Ordnung war nicht nur >christlich<

lbestimmt in der Weise, daß das Christentum anerkannte
Grundlage der politischen Ordnung war, sie war in sich selbst,
in ihrer Substanz, sakral und religiös geformt, eine heilige
Ordnung, die alle Lebensbereiche umfaßte, noch ganz unge­
schieden nach >geistlich< und >weltlich<, >Kirche< und >Staat<.8
Das »Reich« lebte nicht aus römischem Kaisererbe, wenn­
gleich es daran anknüpfte, sondern aus christlicher Ge­
schichtstheolo ie und Endzeiterwartung, es Wä"rdas Reich des
-opu c nstianus rsc emun s orm der ccles un~

so c es ganz einbezogen m en u trag, as > um Del-
auf Erden zu v~'rklichen und den Ansturm des osen Im
gegenwärtigen 0' aufzuhalten (kat-echon).9 J5..ais(;\r lind ­
Papst waren~_ß~E.räsentanteneinerseits der geistlichen,

lls der weltlichen OrCInung, beü:le standen vielmehr
innerhall2 der einen ecclesia als Inhaber versctuedener"-Ämter
(~~dine;): der Kaiser als Vogt und Scfmmherr ae~(S~ristenheit
ebenso eine geweihte, geheiligte Person (Novus Salomon) wie
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der Papst: in beiden lebte die res publica christiana als religiös­
politische Einheit. '0 Das politische Geschehen war so von
vornherein eingebunden in das christliche Geschichtsbild, er­
hielt von ihm aus seine Richtung und seine Legitimation.

Aber nicht nur in dieser allgemeinen Weise, auch in den
konkreten Institutionen, im Rechtshandeln und im täglichen
Lebensvollzug handelte es sich um eine religiöse-politische
Einheitswelt. Das Christentum hatte bald nach seiner Emanzi-~
pation durch Kaiser Konstantin die Funktion und Stelle der '~
antiken Polis-Religion übernommen, war zum öffentlichen,
die Lebensordnung bestimmenden Kult des Reiches gewor-
den; es hatte anderseits sich viele Elemente der naturhaft-ma­
gischen Heilbringer-Religiosität der Germanen assimiliert:
beides befestigte und verstärkte die religiös-kultische Durch­
formung des gesamten Daseins. Der Glaube selbst nahm so
die Form einer religiös-politische~und zugleich recb~
Treuebindung an den machtvollen GOtt- König Chri2tu s an ;74z.
die~~es-G1äubigen als des getreuen Dlenst- und Ge­
folgsmannes Gottes war sein eigentlicher Inhalt, eine Tren
nung von >innen< und >außen< war ihm völlig fremd.

Was bewirkte der Investiturstreit für diese religiös-politisch_
Einheitswelt ? /l J.

Das Prinzip, das diesen Kampf innerlich ermöglichte und
über eine Machtauseinandersetzung hinausführte, weil es ihm
die geistige Begründung verlieh, war die T..:..enn~ von
'geistlich< und >weltli~Von der jun en theologlsc en Wis- --?y
senschah erarbeitet, wurde diese - rennung . . nt Iche .
~isti e Waffe Im Investiturstreit. Ihre Anwendung be·~crtete--.
freilich - und mu te e euten -, daß das »reicllskH:ffikhe .

WE!ganze« (Mirgeler), da.s.1>.iS~~~~rl.9~.tlnd in c!Em f!lan(A _
lebte, von seinem innersten Kern her aufgelöst wurde. Die· V.
T'rager des gelsdlchenÄrrites beanspruchten alles Geistliche,
Sakrale, Heilige für sich und die von ihnen gebildete >ecclesia<.
Diese ecclesia löste sich als eigene, sich juristisch verfassende,
sakramentalhierarchische Institution aus der umfassenden
Einhe' es bis christianus - der alten ecclesia; der Schlacht-16.
ruf) ibertas ecclesl (enthält diese Trennung schon in sich."
Der Kaiser, ja das Herrscheramt überhaupt, wurde aus dieser
neuen ecclesia hinausgewiesen, verlor seinen geistlichen Ort
und wurde in die Weltlichkeit entlassen. Der Kaiser war nicht
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länger geweihte Person, sondern Laie wie jeder andere Gläu­
bige auch, er unterstand hinsichtlich der Erfüllung seiner
Christenpflichten wie jeder andere dem Urteil der geistlichen

.(7 Instanz, die ihrerseits dem Urteil einer weltlichen Instanz
-nicht unterworfen war. Das ist der neue >ordo<, den der
Dictatus papae zum Ausdruck bringt. '1

Die Revolution, die sich hier vollzog, bedeutete mehr als nur
die Entsakralisierung des Kaisers. Mit ihm wurde zugleich die
politische Ordnung als solche aus dersakralen und sakramen- .

(

talen Sphare entlassen; sIe wurde in einem wortlichen SInn
ent=sakrallSlert und sakularlSlert und damIt freI eset uf

n, zu I rer eigenen Ent a tung als weltliches
, :::l::::17-~1-=<~at;;lsEntwertung gedacht war, um kaIserlIche

/1 p Herrschaftsansprüche im Bereich der ecclesia abzuwehren,n" wurde in der unaufhebbaren Dialektik geschichtlicher Vor­
gänge zur Emanzipation: der Investiturstreit konstituiert Poli-
tik als eigenen, in sich stehenden Bereich; sie ist nicht mehr
einer geistlichen, sondern einer weltlichen, das heißt natur-_ 7
rechtlichen Begründung fähig und bedürftig. c...

Der Bruch mit der alten Ordnung kommt, worauf P. E. Hübinger
/! q jüngst aufmerksam gemacht hat,') im Handeln Gregors VII. selbst sinn-

, ;. fällig zum Ausdruck. Als Gregor den Kaiser nach mehreren Ermahnun-
gen und Fortdauer seiner übergriffe schließlich in den Kirchenbann und
damit im Rahmen der alten Ordnung auch des Königsamts für unwürdig
erklärte, bewegte er sich grundsätzlich noch in der alten Einheitswelt,
mochte sein Vorgehen auch, analog dem Heinrichs 111. in Sutri, außerge-
wöhnlich und nur einer Ausnahmesituation angemessen sein. Als er aber
dann den Büßer-König in Canossa vom Banne lossprach, beschränkte er
sich auf den religiösen, geistlichen Akt, die Versöhnung mit der ,Kirche<;
die Aufhebung der politischen Folgen des Bannes, also die Wiedereinset­
zung ins Königsamt, kümmerte ihn als Papst nicht mehr; es war des
Königs eigene Sache: die Trennung von geistlich und weltlich war mani­
fest.

Der Ansatz zum kirchenherrschaftlichen (hierokratischen)
System, der in dieser Trennung lag, ist offensichtlich; i.n de~

/2~Verhältnisbestimmun zwischen eistlich und weltlich, auf die'
'nun al e~,~! onnte un mu te In eIner noch selbstver­
ständlich ch~i_~~li.c:~~_~9.e~ell~b~Jtdas Gelsthche die SuPctiiF
ritat'5el1äUPt~n: der weltliche Herrscher ist Christ, un a S
sQ1C1;'er steht er unter den christlichen Geboten, über deren
Auslegung und Einhaltung ratione saluti zu wachen, Aufgabe
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der geistlichen Gewalt ist. Die Päpste und kurialen Kanoni­
sten haben - um die weitergehenden, unmittelbar politischen
Ansprüche etwa Bonifaz' VIII. hier außer Betracht zu lassen­
diese Logik immer wieder zur Geltung gebracht und prak­
tisch-politisch anzuwenden versucht. H. Barion hat gegen­
über W. Kempfs Auseinandersetzung mit W. Ullmann darge-
tan, daß erade in der Beschränkun des kirchlic V
spruchs darauf, nur ratlone eccatl zw. sa utl zuurteilen u cl ".,
zu entscheIden, ehe Suprematle er geIstlichen Gewalt zur . t 1
EnrfatfiÜ'igKommt. '1 Denn fur c1ieseEmsclrcidun~wlTd~-un

geachtet aller politisch-rechtlichen Folgen, die damit in einer
christlichen Gesellschaft unmittelbar verbunden sind, volle
Maßgeblichkeit beansprucht. Die ratio peccati ist die allein
maßgebende Maxime, der sich die ratio ordinis politici von
vornherein unterzuordnen hat, wiewohl die »res«, um deren
Beurteilung es geht, notwendig beiden Bereichen angehört.
Der Vorsprung der Kirche in der Institutionalisierung'l tat ein 2Z
übriges, ihrer Vorherrschaft Geltung zu verschaffen,

Diese Tatsachen dürfen jedoch nicht vergessen lassen, daß
die Voraussetzung für das Geltendmachen jener Suprematie ZI
eben die Anerkennung der Weltlichkeit, die prinzipielle Säku­
larisation der Politik war. Das bedeutete aber zugleich, daß '2 ~

das Verhältnis sich auch umkehren konnte, und zwar sobald
es der politischen Sphäre gelang, die ihr zudiktierte Weltlich-'j:
keit bewußt zu machen und gegenüber der geistlichen Gewalt
die ratio und die Suprematie des Politischen zur Geltung zu
bringen. Mit derselben Logik, mit der das weltliche Handeln
ratione peccati in die Zuständigkeit der geistlichen Gewalt
gezogen worden war, konnte das geistliche Handeln ratione
ordinis politici der Zuständigkeit der weltlichen Gewalt unter­
worfen werden. Th. Hobbes hat, das große Thema der politi­
schen Theologie aufnehmend, diese Logik später eindrucks- :? ~.
voll dargelegt. '6 Kirchliche Suprematie gegenüber der weltli-
chen Gewalt auf der einen, Staatskirchenturn auf der anderen
Seite waren nicht mehr eine Frage des unterschiedlichen Sy­
stems, sondern im Grunde zwei Seiten, derselben Sache: die
Realisierung det in der Trennung von >geistlich< und >weltlich<
angelegten Möglichkeiten nach dieser oder jener Richtung. _ ,
Indem das Papsttum seit dem Investitutrstreit Jahrhunderte. :;.
hindurch versuchte, die kirchliche Suprematie durchzusetzen,
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hat es wesentlich dazu beigetragen, daß die Träger der weltli­
chen Gewalt sich auf die Eigenständigkeit und Weltlichkeit
der Politik besannen und den Vorsprung an Institutionalisie­

rung, de~die Kirche ihnen voraus hatt~-S~dUl~
-sraatIlCFier -H errschaftsmrmClfmeEr::.;1d-m f11'OTter1.TI1e
YOrformenaes Souverämtätsgedankens und die terntoriale
Abschließung des Herrschaftsraumes haben sich, wie unter
anderem die Beispiele einerseits der Staufer, anderseits der
französischen Könige zeigen, gerade in der Auseinanderset­
zung mit dem päpstlichen Suprematieanspruch herausge­
bildet.

.'j I' Freilich, der Investiturstreit hatte geistig mehr entschieden,
t Oals sich unmittelbar geschichtlich und politisch realisierte.

Albert Mirgeler '7 hat darauf hingewiesen, daß die mit der
Unterscheidung 'geistlich< - ,weltlich< tatsächlich eingetretene
Säkularisierung dadurch verschleiert wurde, daß die neue, in
sich aufgespaltene Christenheit im allgemeinen Bewußtsein
einfach die alte Reichskircheneinheit fortsetzte und weiterhi
in den Traditionen der alten sakralen Einheit von Reich un
Kirche begriffen wurde. Trotz des prinzipiellen Wandels blie
so, gerade auf dem Boden des Reiches, faktisch eine überdek­
kung von Imperium und ecclesia erhalten. Die äußeren For­
men des alten Weltgebäudes bestanden noch lange fort, wur­
den freilich immer mehr zu Hohlformen, in denen Form und
Gehalt keineswegs mehr zur Deckung kamen. Auch war es für
den Kaiser und die weltlichen Herrscher keine reale Möglich-

. keit, daß nicht das ganze Volk und ihr weltliches Regiment

I
christlich sein und bleiben solle. Die Säkularisierung hatte in

PJf
dieser ersten Stufe nur die Entlassung aus dem Bereich des
Sakralen und Geheiligten, der unmittelbaren (eschatologi­
schen oder inkarnatorischen) Jenseitsorientierung, nicht die
Entlassung aus der religiösen Fundierung schlechthin umgrif-
fen. Die Landesherrschaften und Königreiche, nach dem Inve­
stiturstreit freigesetzt auf den Weg zur weltlichen Politik,
waren dennoch christliche Herrschaften und Obrigkeiten. Die
christliche Religion war die unbezweifelte Grundlage, der
gemeinsame, die Homogenität verbürgende Boden zwischen
Herrschern und Beherrschten. Auch die Bewegung zum Staat
und die Entbindung einer auf Machtbildung und -auseinan­
dersetzung zielenden Politik im 15. und beginnenden 16.
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Jahrhundert '8 vollzog sich zunächst in diesem Rahmen. Die
neue Situation und Krise, die zur zweiten Stufe der Säkularisa-~.
tion führte, trat mit der Glaubensspaltung ein. j P

11.

Die europäische Christenheit stand, nachdem die Glaubens­
spaltung Wirklichkeit geworden war, vor der Frage, wie ein 7-'1
Miteinanderleben der verschiedenen Konfessionen in einer
gemeinsamen politischen Ordnung möglich sei. Vermöge der
Bedeutung, die der christlichen Religion für die politische
Ordnung zukam, war der Konflikt nicht nur ein religiöser,
sondern zugleich ein politischer Konflikt. Für die beiden, 32­
später drei, Konfessionen war es ein Konflikt um den wahren
Glauben, das reine Evangelium; ,i!!s Kampf um die Wahrheit )">

Idete er keine Kompromisse. Nach der Verhältnlsbestim- 5
mu~ncl v. eltlieher Gewalt, die Theologen
und Kanonisten ausgebildet hatten, war es die Aufgabe der
weltlichen Macht, mit ihren Mitteln öffentlich den Irrtum zu ?
unterdrücken, Häretiker und Ketzer zu bestrafen. Katholi- ) c;
ken, Lutheraner und Reformierte waren sich darin grundsätz-
lich einig. 19 Nicht nur die aufrührerischen Häretiker, die
zugleich politische Unruhestifter waren, sollten davon betrof-
fen werden; auch die nicht-aufrührerischen Häretiker zu be­
strafen, war das Amt der Obrigkeit, denn sie waren Lästerer
gegen Gott!O Die Auffassung des Glaubens als rechtsartiges
Treueverhältnis und die fortwirkende Tradition der Polis-Re-
ligion verschlossen den Weg zur bürgerlichen Toleranz.
..Q~r11.it~il_L~.Jdnverm~idlich,daß die Religionsfrage in vol- ä-­

lem Umfang eine An eIe enheit der PolitIk wurde. Europa
~wurae 1m 16.117. Jahrhun ert von eIner e e grauenvoller

konfessioneller Bürgerkriege durchzogen; politische und reli­
giöse Interessen, Einsatz für den wahren Glauben und Streben
nach Machtausdehnung und Machtbehauptung kreuzten und
verbanden sich unaufhörlich!' An drei Stellen in Europa
wurde dieser religiöspolitische Kampf exemplarisch und mit
unterschiedlichen Ergebnissen ausgetragen: in Spanien unter
Philipp 11., im Reich in der Auseinandersetzung zwischen
Kaiser 'und Reichsständen, in Frankreich in den Hugenotten­
kriegen. Aus diesen konfessionellen Bürgerkriegen ging, wenn
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man von der besonderen Entwicklung in Spanien absieht, die
) I ~ zweite Stufe der Säkularisation, der sich .rein weltlich und

politisch aufbauende und legitimierende Staat hervor; mit
seiner Heraufkunft war zugleich auch über die Trennung von
Religion und Politik grundsätzlich entschieden.

Es mag dahingestellt bleiben, wieweit diese Entwicklung in
der Intention der damals Beteiligten lag, aber sie ergab sich aus
der Logik der geschichtlichen Situation und den Bedingungen
des Handelns, die in ihr vorgegeben waren. Die Unterschei-""I dun von > eistlich< und >weltlich<, zuerst von en "
verwendet zur e run ung Irc IC er u rema . ete

D n .. i re IB--RtC tttng-a € die Su rematie
; .der Politik. Die Anforderungen der geistlichen Gewa t an ie

weltlIche Macht, die sich angesichts der Glaubensspaltung
ergaben, beinhalteten den permanenten politischen Konflikt;
sie waren aus sich selbst heraus in unmittelbarer Weise welt­
lich-politisch. Was Wunder also, daß die weltliche Gewalt, die

, Könige und Fürsten, wollten sie nicht Exekutionsbeamte ihrer

l
Religionspartei werden, um der politischen Ordnung willen

:J 7- die geistlichen Dinge selbst in die Hand nahmen, das heißt
ihrer Aufsicht und Entscheidung unterstellten und den Primat
der Politik gegenüber der Religion zur Geltung brachten? Erst
dadurch, daß sich die Politik über die Forderungen der strei­
tenden Religionsparteien stellte, sich von ihnen emanzipierte,
ließ sich überhaupt eine befriedete politische Ordnung, Ruhe
und Sicherheit für die Völker und die einzelnen, wieder
herstellen. Man muß diese prinzipielle Problemstellung vor
Augen haben, wenn man die Ausbildung der königlichen
Machtstellung in Frankreich, das "cuius regio, eius religio« im
Reich, den schon um die Wende des 16.117· Jahrhunderts
einsetzenden Territorialismus und Erastianismus der prote­
stantischen Kirchenrechtslehre12 und schließlich die politische
Theologie der Staatslehre des Thomas Hobbes richtig verste-

hen will.
Leopold von Ranke hat in seiner Französischen Geschichte

den konfessionellen Bürgerkrieg in Frankreich beschrieben.
Wer etwa meint, die ausweglose Situation jener Jahrzehnte
werde heutzutage absichtsvoll überzeichnet, um eine Ideolo­
gie zur Rechtfertigung des modernen Staates zu schaffen, der
mag zu jener Darstellung greifen und aus ihr entnehmen, wie

5°

es eigentlich gewesen ist: nicht endenwollende kriegerische
Auseinandersetzungen um die Bewilligung, Aufhebung, Er­
neuerung, Erweiterung und Beschränkung der Pazifikations­
edikte für die Hugenotten, stets verbunden mit dem Macht­
kampf zwischen Königtum und frondierendem Adel, die
durch dreißig Jahre hindurch in wechselnder Folge nahezu das
ganze Land in ein Schlachtfeld des Bürgerkrieges verwandel­
ten. 2

} Diese Kriege und ihre Etappen brauchen und sollen hier
nicht geschildert werden; was in unserem Zusammenhang
interessiert, ist die Herausbildung eines spezifisch staatlichen
Denkens in den Theorien der sogeannten Politiques, der
staatsbezogenen französischen Juristen, und die darauf sich
gründende staatliche Machtstabilisierung und -konzentrie­
rung.

Diese Politiques entwickelten nun eine eigene, gegenüber der 7/'
Tradition des scholastischen Naturrechts neuartige, spezifisch
politische Argumentat.I.·on... 24 Sie stellten einen formellen Be- (
griff des Friedens auf! ~~r n~~~.~.~~~_.Q~m Leben in d§:j'QOilif~ ~
~ndern aus der Gegenüberstellung zum Bürgerkrieg I r

~ßonr wurde. Diesem formellen Begnff des Fnedens, das
hei t em Schweigen der Waffen, der äußeren Ruhe und K'
Sicherheit des, Lebens, erkennen sie den Primat zu gegenüber [~Jr
dem Streit um die religiöse Wahrheit. Der Bürgerkrieg bringe.
nicht Sieg oder Unterwerfung der Ketzerei, sondern nur Haß,
Elend und Feindschaft; die Waffen seien kein geeignetes (J y.
Mittel, die Spaltung im Glauben zu überwinden. Der formelle ' P

Friede ist für die Politiques gegenüber den Schrecken und
Leiden des Bürgerkrieges ein selbständiges, in sich gerechtfer­
tigtes Gut. Er ist nur herzustellen durch die Einheit des I'_
Landes; diese Einheit des Landes ist nur möglich durch die ~t

Achtung des Befehls des Königs als oberstes Gesetz; der
König ist die neutrale Instanz, die über den streitenden Partei-
en und den Bürgern steht, nur er kann den Frieden bewirken
und erhalten. 25 Die Verschiedenheit der Konfessionen ist für
die Politiques nicht mehr eine staatliche, sondern eine kirch­
liche Angelegenheit. Der König habe darauf zu achten, daß
S€-i~teffilReILsich ~igem-und heimtückfsclfern Ir,.
Starrsinn zu vernichten suchten; die Wahrheitsfrage~~bst (
k~e und sollLCL..nicllLen~.'6Die Trennung der
Politik von der Religion, die Behauptung ihrer Autonomie

51



I
D

•

setzt sich hier ohne vid Aufhebens, aber nachdrücklich durch.
GJ Was. gibt der Köni~ de? Unt~rtanen,wenn er ihne~.unter der
! Bedmgung, daß sie sich semen Gesetzen gegenuber loyal

verhalten, die Freiheit ihres Gewissens läßt, fragt Michel de
I'Hopital 1568 in einer Denkschrift an den König. »Er gibt
ihnen eine Gewissensfreiheit oder vielmehr er läßt ihre Gewis­
sen in Freiheit.« Dann fährt er fort: "Nennt ihr das kapitulie­
ren? Ist es eine Kapitulation, wenn ein Untertan mit euch
übereinkommt, daß er seinen Fürsten anerkennt und sein
Untertan bleibt« ?27 Die rein weltliche Betrachtung des politi­
schen Herrschaftsverhältnisses ist m dieser :A:rgumentatiM
s~lzogen. Die RelIgio'ii'iSfKem notwendiger 'Bestand-
teil der politischen Ordnung--me~- -

Als Hei~IV. von Navarra sChließlich zum katholischen
/(. Glauben übertrat, um sein nach der loi salique bestehendes
LI t Anrecht auf den Thron zu verwirklichen, war dies kein Sieg

der ,wahren Religion< mehr, wie es nach außen scheinen
könnte, sondern ein Sieg der Politik. Gründe der Staatsklug­
heit und politischen Vernunft waren es, die Heinrich zu
s.einem Schritt bestimmten:28 um dem Land endlich den Frie- I"
den, der nur so erreichbar war, zu geben, um die köni 'che

errsc a t zu SIC ern, r au enswec se vollzo en.
Das erste, was emnc IV. tat, nac em er as an äußer-
lich befriedet h~tte, war die Begründung einer gesetzlichen .
Existenz für die Hugenotten im Edikt von Nantes (1598).29

()

Der einzelne konnte Bürger des Königreiches sein, alle zivilen ­
Rechte genießen, ohne der wahren Religion anzugehören. Die
erste, substantielle Trennung von Kirche und Staat war hier-
mit Wirklichkeit. Das Edikt von Nantes machte erstmals den
Versuch, zwei Religionen in einem Staate zuzulassen.

Vergleichen wir Heinrich IV. mit Heinrich IV.: Heinrich IV., der
Kaiser, als Büßer in Canossa, um innerhalb einer religiös-politischen
Einheitswelt durch die päpstliche Absolution die Voraussetzung dafür zu
schaffen, sein Königsamt wieder auszuüben; Heinrich IV. von Frank­
reich, zum katholischen Glauben konvertierend und der Ketzerei ab­
schwörend, um seiner Herrschaft Sicherheit, dem Land Frieden und Ruhe
zu geben: wie sehr hatten, trotz der äußeren Ahnlichkeit des Ablaufs,

Sieger und Besiegter gewechselt.

Ltj-----Wenn gleichwohl fast überall in Eur, . Frankreich
selbst, auf lange Zeit das Prinzip d r Staatsreligion errschte,
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so spricht das nicht gegen diese Feststellung; denn die Ent­
scheidung für die Staatsreligion war nicht eine Frage der
Verwirklichung und Durchsetzung der Wahrheit, sondern
eine Frage der Politik. »In einem Staat können nicht zwei
Religionen bestehen«, Dieses Argument wurde immer wieder
von vielen, von Theologen wie von Politikern, gegen Toleranz
und Kultfreiheit ins Feld geführt.JoMochte es tatsächlich für
die damaligen Verhältnisse vielerorts zutreffend sein - auch
die Menschen, jahrhundertelang in den Formen der öffentli-
chen Kult-Religion lebend, mußten ja erst reif und fähig
werden zur Toleranz -,~ war keirLnlligiö:5e:'i, sondel I1 ci
politisches Argument, bezo~~ auf Sicherheit und Ordnung
des-Staates. Die ganze Frage war damit aus der Unbedmgthelt
derBinduilg an die Wahrheit entlassen und den Möglichkeiten
und Bedingungeh der Politik unterstellt. Sie war damit - und
erst damit - auch der Abwägung, der Ausgrenzung von
Freiheitsräumen, ja für den Weg zur Toleranz offen. Die
Religion war nicht mehr de jure, sondern de facta garantiert;
und sie war garantiert kraft der Entscheidung der politischen
Macht. E~ war folgerichtig, daß sie unter die Kuratel des
»landesherrlichen Kirchenregiments« wie uberh~~Lites ,
Staatsklrch~ntums ge~t:!lt~~u[(]_e. ?aß die Herrscher nicht ~
daran dachten, sich und Inre weroenden Staaten außerhalb der!
Grundlagen des Christentums zu stellen, daß sie selbst Chri- t)
sten waren und sein wollten, ändert an dem prinzipiellen
Unterschied gegenüber der Zeit vor der Glaubensspaltung
nichts'. Für die sich ankündigende Ordnung war dies eine ,.
tatsächlich vorhandene und vorausgesetzte, aber keine not-
wendige Bedingung mehr.

Wie sehr die Säkularisation in diesem Sinne Staat und Politik
fortan bestimmte, zeigt das politische Testament Richelieus.
Der Kardinal der römischen Kirche spricht hier davon - das
Testament richtet sich an einen sehr fromm und kirchentreu
erzogenen Prinzen -, daß die »Regierung Gottes« die erste
Grundlage für das Glück eines Staates sei: jeder Fürst müsse
sie zur Geltung bringenY Aber worin besteht sie? Richelieu
setzt das als bekannt voraus, er gibt keine Details außer der
Ermahnung zum guten, vorbildhaften Leben. Die ,Regierung
Gottes< wird abgedrängt in den Bereich der Moral, bleibt ohne
inhaltlich faßbaren Gehalt für die Politik. Für das politische
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Die >rectio ratio<, die Hobbes als methodischer Leitfaden für
seine Staatsbegründung dient, ist nicht mehr eine aus sich
glaubensbestimmte und glaubensorientierte, sondern eine auf
sich gestellte, individualistische und zweckgerichtete Ver­
nunft. H Das bedeutet nicht, daß Hobbes Atheist gewesen sei
oder sein System nur atheistisch verstanden werden könne,
wie Leo Strauß gemeint hat. H Hobbes setzt den Herrscher als
Träger der Staatsgewalt als einen Christen voraus und baut
den christlichen Glauben als solchen in seiner unauswechsel- C.
baren Aussage, »that Jesus is the Christ«, in den Staat einY (?
Aber dennoch enthält Hobbes' Staatskonstruktion die prinzi-
pielle Säkularisation. Seine Staatsbegründung geht nicht aus
dem christlichen Glauben hervor, sie ist nach Grund und Ziel
von ihm unabhängig, steht auf dem Boden der reinen Bedürf­
nisnatur und der zweckgerichteten, individualistischen Ver-
nunft in sich selbst. Was Hobbes im Hinblick auf die Christ­
lichkeit seines Staates darlegt, ist der über den Ausschluß des
Widerspruches erbrachte Nachweis, daß dieser Vernunftstaat,
in dem der Herrscher Christ ist, auch selbst ein christlicher I
Staat sei; weder das Evangelium noch einzelne göttliche Ge-(' f)/
bote besagten etwas gegen die Herrschaftsgewal~des Souve- t/.,j
räns und die unbedingte Gehorsamspflicht der Untertanen, _
auch nicht gegen die Zuständigkeit des Herrschers in geistli-
chen DingenY Das bedeutet, als These formuliert, daß Staat
und Christentum zusammen bestehen können und die Aner­
kennung der souveränen staatlichen Entscheidungsgewalt
keine Glaubensverleugnung zum Inhalt hat; die rein weltliche,
utilitaristische Staatsbegründung und Staatszielbestimmung ist
dadurch weder aufgehoben noch in ihrer Schlüssigkeit in
Frage gestellt.

Auch für diese zweite Stufe der Säkularisation gilt, daß die
überführung des prinzipiell Entschiedenen in die Wirklich- /
keit nicht ein einmaliges Ereignis, sondern ein historischer /'0
Prozeß war. Die säkularisierende Umgestaltung der politisch- .
sozialen Ordnung vollzog sich allmählich, und lange Zeit i
lagen alte und neue Bauelemente dicht neben- und beiein-
ander.

Die Französische Revolution brachte den politischen Staat,)~
wie er in den konfessionellen Bürgerkriegen entstanden und
von Hobbes vorgedacht worden war, zur Vollendung. Die

Handeln wird dann die >raison< zur obersten Richtschnur
erklärt. Die natürliche Einsicht läßt jeden erkennen, daß, da
der Mensch raisonnable geschaffen ist, er alles nur aus raison
tun darf, denn sonst würde er gegen seine Natur handeln und
folglich gegen die Grundlagen seines eigenen WesensY Der

(

. celigiäse Bezug wi,d nuc noch indi,ekt he, estellt, inde -
[)inensc IC e raIson von ott ersch Aktua-

,. li~e~ieh sefust esetz.
" Was siCl1S'Oirtrimrrrirret'rrntTh Europa, vorab in Frankreich,
'als prinzipielle Lösung in der Beziehung von geistlicher und

!.;7 weltlicher Gewalt, von Religion und Politik ankündigt, hat
, - seinen klarsten theoretischen Ausdruck in der Staatslehre des

Thomas Hobbes gefunden. Sie ist für unser Problem in beson­
derer Weise instruktiv. Hobbes begründet den Staat als sou­
veräne Entscheidungseinheit, die äußeren Frieden und Sicher­
heit gewährleistet. Ausgangspunkt ist für ihn dabei allein die
menschliche Bedürfnisnatur, das heißt die Erhaltung und
Sicherung der elementaren, auf die äußere Existenz bezogenen
Lebensgüter; die religiöse Bestimmung des Menschen, Reli­
gion als menschliches Lebensgut, gehen darin nicht ein. Salus

)

PUblica in quo consistit? fragt Hobbes im 13. Kapitel von >De
LII!.-/ cive< bei der Behandlung der Pflichten des Herrschers. Die
- - Antwort ist von klassischer Prägnanz: »I. ut ab hostibus

externis defendantur; 2. ut pax interna conservetur; 3. ut

quantum cum securitate publica consistere potest, locupletun­
tur; 4. ut libertate innoxia perfruantur«.33 Die rein säkulare,
diesseits-orientierte und religionsunabhängige Zielsetzung des
Staates ist darin eindeutig ausgesprochen: Sicherung der Er­
haltungsbedingungen des bürgerlichen Lebens und Ermögli­
chung der Befriedigung der individuellen Lebensbedürfnisse
durch die Bürger. Um dieses Zieles willen wird der Staat
begründet, um dieses Zieles willen wird er mit dem »summum
imperium«, das heißt der höchsten, zur Letztentscheidung
berufenen und darum souveränen Herrschaftsgewalt ausge­
stattet, weil nur durch eine solche souveräne, letztentschei­
dende Instanz, der gegenüber sich niemand auf sein 'privates<
Urteil berufen kann, Frieden und Sicherheit erreicht, Recht
und Unrecht sicher unterschieden werden können. Der Staat
in diesem Sinn ist die »minimum condition« für Frieden und
Sicherheit.
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Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte von 1789, das
»erste Grundgesetz der neuen Gesellschaft«, wie Lorenz von
Stein sagt, spricht vom Staat als »corps social«. Der Staat ist
politische Herrschaftsorganisation zur Sicherung der natürli­
chen und vorstaatlichen Rechte und Freiheiten des einzelnen.
Sein Um-willen und seine Legitimation hat er nicht in seiner
geschichtlichen Herkunft oder göttlichen Stiftung, nicht im
Dienst an der Wahrheit, sondern in der Bezogenheit auf die

~ freie selbstbestimmte Einzelpersönlichkeit, das Individuum.
Jl Seine Basis ist der Mensch als Mensch. Der Mensch, wie er in

· den Naturbegriff des Vernunftrechts und von dort in die
Prinzipien der declaration eingeht, ist aber ein profanes, von
einer notwendig religiösen Bestimmung emanzipiertes Wesen.

.. '-1 Zu den Freiheiten, um deren Sicherung und Erhaltung der
j j Staat besteht, gehört seit der Verfassung von 1791 die Glau­

bens- und Religionsfreiheit. 38 Damit ist der Staat als solcher
gegenüber der Religion neutral, er emanzipiert sich als Staat

.-. von der Religion. Die Religion wird in den Bereich der
} t.,- Gesellschaft verwiesen, zu einer Angelegenheit des Interesses

und der Wertschätzung einzelner oder vieler Bürger erklärt,
J)-ohne aber Bestandteil der staatlichen Ordnung als solcher zu

sein. Sie wird, im doppelten Sinn des Wortes, vom Staat
frei-gegeben. Karl Marx hat diesen strukturellen Zusammen­
hang mit großer Deutlichkeit gesehen: »Die Religion«, sagt er,
»ist nicht mehr der Geist des Staates , sie ist zum Geist der
bürgerlichen Gesellschaft geworden Sie ist nicht mehr das
Wesen der Gemeinschaft, sondern das Wesen des Unter­
schieds . , . Sie ist aus dem Gemeinwesen als Gemeinwesen
exiliert« ,39 überall, wo der Staat seinen Bürgern Religionsfrei-

· -{heit als Grundrecht gewährleistet - und dies zu tun lag von
f Anfang an in seinem >Auftrag<, wenn es sich auch erst später

. realisierte -, treffen diese Feststellungen zu. Die Religionsfrei-

·-!J-lh~i.t.. a... ls.••..•.F...r...~....i~.e.. it..~.. :....e..c... h....• t .e,n. thält nicht nur das.. Recht, eme Reli-­~D gl(:)B pn~at u~~~ftent!lch zui5ekennen, so.~~k[D eb.enso--.das
, R~~t,-_~!~~_RehgHmoichTzube-kenncrr; ohne daß die staats­

bürgerliche Rechtsstellung-rn:veYil1:5e[uhrt wird.40 Die Sub­
.. Stanz des Allgemeinen, das deI Staat verkörpern und sichern

Jlso11, kann folglich nicht mehr in der Religion, einer bestimm-
, ten Religion gesucht, sie muß unabhängig von der Religion in

weltliche!l.-Zielen lind ~keiten gefunden we;jen.
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Das Maß der V~rwirklichungder Religionsfreiheit bezeichnet
daher das Maß der Weltlichkeit des Staates.

Das 19, ]ah!hundert hat la~ge versu~ht, ,diesen Konsequen- (;I,
zen auszuweichen. Gegen die EmanZipatIOn des Staates von· .
der Religion, die in der Gewährleistung der Religionsfreiheit
lag, stellte man im Zeichen der Restauration die Idee vom
»christlichen Staat«. Der »christliche Staat« sollte die allge-
mein sichtbar werdende prinzipielle Säkularisation aufhalten
oder gar rückgängig machen. Aber was wurde erreicht? Nicht_
mehr als eine überla erun d~-Wirklichkeitmit eine i -

s'Iikularisierten c ein, ohne doch das Fortbestehen und die / ~$J
Atis~..g_des Staatsgedankens und damit das politische U
Ptinzip der SäkulansatlOn Ir endwie beeinträchtigen zu~­
'l~n-:n-as~fgel5nIswaren urrogate: das KÖnigtum von Gottes
Gnaden, der Bund von Thron und Altar, die heilige Al-
lianz .. ,4' Das Christentum wurde zum Dekor für höchst
weltliche Geschäfte, eingesetzt zur Stabilisierung von Macht-
lagen und zur Sanktion zeitbedingter politisch-sozialer Ver­
hältnisse, um sie gegenüber einem verändernden Zugriff zu
konservieren. Auch hier hat Marx die prinzipielle Seite des

vorg.. ang.s. k.. l.ar erkannt: »D.~r .~oge.naI!nte.. ~hrist~.~taat ist!
die ch_ris~E~h~_Ver!!einuDg-des.--Staats.Jb~Lkein~~w~gsdie t!0
staatIiche Verwirklichung des Christentl.lms«Y Die Versuche, /
aufs-6Icne"we!s-egegendiesrruktilrbedin te Weltlichkeit und &
Neutralität des Staates einen ange ic mstltutlone -c ristli­
chen Charakter zu bewahren oder wieder herzustellen, sind
denn auch sämtlich gescheitert. Nicht nur im 19. Jahrhundert,
auch bei der Neubegründung deutscher Staatlichkeit nach /­
1945, als wiederum ein christlicher statt des säkularisierten b?
Staates aufgerichtet werden sollte, behielt die Religionsfreiheit
das letzte Wort. 43 Sie mußte es behalten, wollte der Staat sich
nicht selbst aufgeben.

II!.

überblickt man die hier geschilderte Entwicklung, so stellt
sich zunächst die Frage nach der sachlichen Bedeutung dieses
Säkularisationsvorgangs, Hatte diese Entwicklung zum Staat
die Ausschaltung des Christentums von öffentlicher, weltfor­
mender Wirksamkeit zum Inhalt und muß infolgedessen der
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tive<, sondern ebenso 'positive< Bekenntnisfreiheit der Bür er. k>(-
erwe rt Ist er e IglOn a er Ings ie institutjooell-öffcnt- '?b;

liche Existenzform und die notwendige Teilhabe am Allge- . 6
meInen des Staates. Läßt sich sagen, daß schon dadurch der )
christliche Glaube zum Verlust seiner Weltwirksamkeit und \ b ;l
möglichen Geschichtsmächtigkeit verurteilt ist? Diese Frage
ist nicht nur rhetorisch gemeint.

Aktueller noch ist eine andere Frage. Woraus lebt der Staat,Ibl
worin findet er die ihn tragende, homogenitätsverbürgende
Kraft und die inneren Regulierungskräfte der Freiheit, deren
er bedarf, nachdem die Bindungskraft aus der Religion für ihn
nicht mehr essentiell ist und sein kann? Bis zum 19. Jahrhun~
dert war ja, in einer zunächst sakral, dann religiös gedeuteten
Welt die Religion immer die tiefste Bindungskraft für die
politische Ordnung und das staatliche Leben gewesen. Läßt
sich Sittlichkeit innerweltlich, säkular begründen und erhal-
ten, kann der Staat sich auf eine ,natürliche Moral< erbauen?
Wenn nicht, kann er - unabhängig von dem allen - aus der
Erfüllung der eudämonistischen Lebenserwartung seiner Bür-
ger leben? Diese Fragen führen zurück auf eine tieferliegende,
prinzipielle Frage: Wieweit können staatlich geeinte Völker
allein aus der Gewährleistung der Freiheit des einzelnen leben
ohne ein einigendes Band, das dieser Freiheit vorausliegt ? .

Der Vorgang der Säkularisation war zugleich ein großer 6/
Prozeß der Emanzipation, der Emanzipation der weltlichen
Ordnung von überkommenen religiösen Autoritäten und Bin­
dungen. Seine Vollendung fand er in der Erklärung der Men-
schen- und Bürgerrechte. Sie stellte den einzelnen auf sich
selbst und seine Freiheit. Damit aber mußte sich, prinzipiell
gesehen, das Problem der neuen Integration stellen: Die
emanzipierten einzelnen mußten zu einer neuen Gemeinsam-
keit und Homogenität zusammenfinden, sollte der Staat nicht
der inneren Auflösung anheimfallen, die dann eine totale sog. •
Außenlenkung heraufführt. Dieses Problem blieb zunäChstj
verdeckt, weil im 19. Jahrhundert eine neue einheitsbildende 1-0
Kraft an die Stelle der alten trat: die Idee der Nation. Die
Einheit der Nation folgte der Einheit aus der Religion und
begründete eine neue, allerdings mehr äußerlich-politisch ge­
richtete Homogenität,47 innerhalb deren man noch weithin
aus der Tradition der christlichen Moral lebte. Diese nationale

t..-. A!l fJ/) L,P.:ß/ ," /~ 4: /v)=JrÄ/lv- l

Staat als eine im spezifischen Sinn unchristliche oder a-christ­
liche politische Ordnungsform begriffen werden? Oder hat
sich in der Entstehung des Staates ein Prinzip politisch-sozia­
ler Ordnung verwirklicht, das in der Sache dem Inhalt der
christlichen Offenbarung entspricht, sich allerdings gegen die
institutionalisierten Mächte des Christentums zur Geltung
bringen mußte?

: /. Diese Frag~ ~äuft darauf hinaus,. inwieweit ~ie Entsakrali~ie-
61t.rung der polItIschen Ordnung, dIe "Entwelthchung des geIst­

lichen« und »Entgeistlichung des weltlichen« Bereichs (H.
Krüger),44 die sich in und mit der Entstehung des Staates
vollzog, auch eine Entchristlichung bedeutet. Es ist zweifel­
haft, ob sich diese Frage überhaupt in der einen oder anderen
Richtung beantworten läßt. Denn die Antwort hängt wesent­
lich von der theologischen und geschichtsphilosophischen
Deutung ab, die dem Säkularisationsvorgang zuteil wird, und
führt damit hinüber in das Selbstverständnis und die sich
wandelnde Selbstinterpretation des christlichen Glaubens. Ist
der christliche Glaube seiner inneren Struktur nach eine Reli­
gion wie andere Religionen auch und ist deshalb seine gültige
Erscheinungsform die des öffentlichen (Polis-)Kults, oder
transzendiert der christliche Glaube die bisherigen Religionen,
liegt seine Wirksamkeit und Verwirklichung gerade darin, die
Sakralformen der Religion und die öffentliche Kult-Herr­
schaft abzubauen und die Menschen zur vernunftbestimmten,
»weltlichen« Ordnung der Welt, zum Selbstbewußtsein ihrer
Freiheit zu führen? Kein Geringerer als Hegel hat die Säkula­
risationsbewegung der europäischen Neuzeit, christlich gese­
hen, positiv interpretiert, nicht als Negation, sondern als
Verwirklichung des Inhalts der Offenbarung, die mit Jesus
,Christus in die Welt gekommen sei. 41 Und Karl Marx hat, von
seinem Standpunkt aus mit Kritik, darauf hingewiesen, daß
die Emanzipation des Staates von der Religion ja nicht die
wirkliche Religiosität des Menschen aufhebe und aufzuheben
strebe.46 Als persönliches Bekenntnis des einzelnen, als durch
die religiöse überzeugung der Bürger vermittelte gesellschaft­
liche (und insofern auch politische) Kraft vermag der christ­
liche Glaube auch und gerade im »weltlichen« Staat wirksam
zu sein, ja die Religion wird in diesem Staat gerade zu solcher
Wirksamkeit freigegeben: Religionsfreiheit ist nicht nur ,nega-
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Homogenität suchte und fand ihren Ausdruck im National­

~staat. Inzwischen hat die Idee der Nation, nicht allein in vielen
f'f Staaten Europas, diese Formkraft verloren. Auch in den jun-

gen Staaten Asiens und Afrikas wird ihre Formkraft von
vorübergehender Dauer sein: Der Individualismus der Men- /'-;
schenrechte, zur vollen Wirksamkeit gebracht, emanzipiert . ~
nicht nur von der Religion, sondern, in einer weiteren Stufe, r­

auch von der (volkhaften) Nation als homogenitätsbildender
Kraft. Nach 1945 suchte man, vor allem in Deutschland, in der
Gemeinsamkeit vorhandener Wertüberzeugungen eine neue

ry1 Homogenitätsgrundlage zu finden. Aber dieser Rekurs auf die
.,L ,Werte<, auf seinen mitteilbaren Inhalt befragt, ist ein höchst

dürftiger und auch gefährlicher Ersatz; er öffnet dem Subjek- ()
tivismus und Positivismus der Tageswertungen das Feld, die, ~

je für sich objektive Geltung verlangend, die Freiheit eher
zerstören als fundieren. 48

~~/SO stellt sic? ~ie Frag7 nac~ den bindenden Kr~fte~ .von /. ,
. euem und 10 Ihrem eigentlichen Kern: Der freIheItltche,

säkularisierte Staat lebt von Voraussetzungen, die er selbst 't!
. \) nicht garantieren kann. Das ist das große Wagnis, das er, um

. der Freiheit willen, eingegangen ist. Als freiheitlicher Staat
kann er einerseits nur bestehen, wenn sich die Freiheit, die er
seinen Bürgern gewährt, von innen her, aus der moralischen
Substanz des einzelnen und der Homogenität der Gesell­
schaft, reguliert. Anderseits kann er diese inneren Regulie­
rungskräfte nicht von sich aus, das heißt mit den Mitteln des
Rechtszwanges und autoritativen Gebots, zu garantieren su­
chen, ohne seine Freiheitlichkeit aufzugeben und - auf säkula­
risierter Ebene - in jenen Totalitätsanspruch zurückzufallen,
aus dem er in den konfessionellen Bürgerkriegen herausge­
führt hat. Die verordnete Staatsideologie ebenso wie die Wie­
derbelebung aristotelischer Polis-Tradition oder die Prokla­
mierung eines »objektiven Wertsystems« heben gerade jene
Entzweiung auf, aus der sich die staatliche Freiheit konstitu­
iert. 49 Es führt kein Weg über die Schwelle von 1789 zurück,
ohne den Staat als die Ordnung der Freiheit zu zerstören.

. Der Staat kann versuchen, diesem Problem zu entgehen,1<f indem er sich zum Erfüllungsgaranten der eudämonistischen
Lebenserwartung der Bürger macht und daraus die ihn tragen­

I de Kraft zu gewinnen sucht. Das Feld, das sich damit eröffnet,

~ 7 f/(J/ /0- j b"1 j/ hLI-

ist allerdings grenzenlos. Denn es handelt sich dann nicht
mehr darum, daß der Staat vorsorgende, sozialgestaltende
Politik betreibt, die das Dasein seiner Bürger sichern soll -

diese A~fgabe i.:.t.f.u.... r. ihn un..v.. ~r~ichtbar -.. ' ~ndern daß e~ sein .j' .'")
3Jmc:.wI1len4-,~~!D~!1lhn legltif!1lerendefl.,Grund~~,~ c:/

finden sucht~,Der Staat, auf die inneren BinCIUngskräfte nicht •
mehr ver't'rauend oder ihrer beraubt, wird dann auf den Weg
gedrängt, die Verwirklichung der sozialen Utopie zu seinem
Programm zu erheben. Man darf bezweifeln, ob das prinzi-

7
_

pielle Problem, dem er auf diese Weise entgehen will, dadurch (
gelöst wird. W.2rauf stützt sich dieser:...,S..!.aat am Tag der.!S-Ei,se? //

So wäre denn ~etnmar=mii:'HegeISO-zutrage'O;-ob nicht //
auch der säkularisierte weltliche Staat letztlich aus jenen inne-
ren Antrieben und Bindungskräften leben muß, die der reli­
giöse Glaube seiner Bürger vermittelt. Freilich nicht in der
Weise, daß er zum »christlischen« Staat rückgebildet wird,) <//
sondern in der Weise, daß die Christen diesen Staat in seiner 7{,
Weltlichkeit nicht länger als etwas Fremdes, ihrem Glauben
Feindliches erkennen, sondern als die Chance der Freiheit, di
zu erhalten und zu realisieren auch ihre Aufgabe ist.
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